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Nr. I8 Bayreuth, 11.September 2017 

Erweiterung des räumlichen Wirkungs- 
kreises (Versorgungsgebietes) des 
Zweckverbandes zur Wasserversorgung 
der Juragruppe zum 1.1.2017 
Die Verbandsversammlung des Zweck- 
verbandes zur Wasserversorgung der 
Juragruppe hat am 30.11.2016 die Erwei- 
terung des Verbandsgebietes durch den 
Beitritt der Gemeindeteile Drosendorf a. 
d. Aufseß (Stadt Hollfeld), Langenloh 
(Stadt Waischenfeld) und das Gebiet der 
Gemeinde Königsfeld mit dem Gemein- 
deteil Voitmannsdorf beschlossen. 

Der Beitritt wurde mit Schreiben des 
Landratsamtes Bayreuth vom 5.7.2017 
gern. Art. 48 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit - 

KommZG - (BayRS 2020-6-1-I) nachträg- 
lich zum 1.1.2017 rechtsaufsichtlich ge- 
nehmigt. . 

Die nachträgliche rechtsaufsichtliche 
Genehmigung zum Beitritt sowie die 
Änderungssatzung zur Erweiterung des 
räumlichen Wirkungskreises (Versor- 
gungsgebietes) vom 10.07.2017 werden 
nachstehend gem. Art. 48 Abs. 3 KommZG 
bekannt gemacht. 

Bayreuth, 21. August 201 7 
Landratsamt 
Dr. Gleißner-Klein 
Regierungsdirektorin 

Nachträgliche rechtsaufsichtliche Ge- 
nehmigung der Erweiterung des Versor- 
gungsgebietes der J uragruppe Zweck- 
verband Wasserversorgung zum 1.1.2017 
Die Juragruppe Zweckverband Wasser- 
versorgung hat in der öffentlichen Sit- 
zung der Verbandsversammlung am 
30.11.2016 beschlossen, den räumlichen 
Wirkungskreis (Versorgungsgebiet) des 
Zweckverbandes zu erweitern und ver- 
schiedene Ortsteile der Stadt Hollfeld‚ der 
Stadt Waischenfeld und das Gebiet der 
Gemeinde Königsfeld mit dem Gemeinde- 
teil Voitmannsdorf in den Zweckverband 
aufzunehmen. 

Hierzu wurden die Bestimmungen der ää 
2, 3 und 6 derVerbandssatzung geändert. 

Das Landratsamt Bayreuth erteilt hiermit 
für den Beitritt der Gemeindeteile Dro- 
sendorf a. d. Aufseß (Stadt Hollfeld), 
Langenloh (Stadt Waischenfeld) und das 
Gebiet der Gemeinde Königsfeld mit 
dem Gemeindeteil Voitmannsdorf gem. 
Art. 48 Abs. 1 Nr. 1 KommZG rückwirkend 

. zum 1.1.2017 die 

rechtsaufsichtliche Genehmigung. 

Durch den Beitritt der verschiedenen 
Gemeindeteile ist die Satzungsänderung 
nach Art. 48 KommZGlgenehmigungs- 
pflichtig. 

Die genehmigungspflichtigen Änderun- 
gen einschließlich dieser Genehmigung 
werden gem. Art. 48 Abs. 3 KommZG im 
Amtsblatt des Landkreises Bayreuth 
erneut amtlich bekanntgemacht. 

F rieß 
Ltd. Verw.-Direktor 

Erste Satzung zur Änderung 
der Verbandssatzung der 

J uragruppe, 
Zweckverband Wasserversorgung 

vom 11.4.2014 
Aufgrund der Art. 46, 20 und 35 des Geset- 
zes über die kommunale Zusammenar- 
beit - KommZG -‚ BayRS 2020-6-1-I, er- 
lässt die Juragruppe, Zweckverband zur 
Wasserversorgung folgende 

1. Änderungssatzung 

äl 

Die Verbandssatzung ist in ä 2 "Verbands- 
mitglieder" wie folgt zu ändern: 

(1) Verbandsmitglieder sind 
- Stadt Hollfeld, Lkr. Bayreuth 
- Stadt Pegnitz, Lkr. Bayreuth 
- Stadt Pottenstein, Lkr. Bayreuth 
- Stadt Wais chenfeld‚ Lkr. Bayreuth 
- Gemeinde Plankenfels, 

Lkr. Bayreuth 
- Gemeinde Königsfeld, 

Lkr. Bamberg. 

Die Verbandssatzung ist in ä 3 "Versor- 
gungsgebiet (räumlicher Wirkungsbe- 
reich)" wie folgt zu ändern: 

a) das Gebiet der Stadt Hollfeld mit 
den Gemeindeteilen Drosendorf a. 
d. Aufseß, Freienfels, Hollfeld, 
Neidenstein‚ Pilgerndorf, Schön- 
feld‚ Weiher und Wohnsdorf 

d) das Gebiet der Stadt Waischenfeld 
mit den Gemeindeteilen Langen- 
loh, Löhlitz, Nankendorf und Wai- 
schenfeld 

f) das Gebiet der Gemeinde Königs- 
feld mit dem Gemeindeteil Voit- 
mannsdorf 

Die Verbandssatzung ist ä 6 Abs. 1 "Zu- 
sammensetzung der Verbandsversamm- 
lung" wie folgt zu ändern: 

(1)Die Verbandsversammlung be- 
steht aus dem Verbandsvorsitzen- 
den und den übrigen Verbandsrä- 
ten. Sie umfasst insgesamt 22 
stimmberechtigte Mitglieder. 
Verbandsmitglieder die den 
Zweckverband bis 31.12.2016 ange- 
hörten, entsenden mindestens 
zwei Verbandsräte, nach dem 
31.12.2016 neu hinzugetretene 
Verbandsmitglieder entsenden 
zunächst einen Verbandsrat (Art. 
31 Abs. 1 Satz 2 KommZG); die 
gesetzlichen Vertreter der Ver- 
bandsmitglieder gehören der 
Verbandsversammlung kraft Am- 
tes an (Art. 31 Abs. 2 KommZG). 

Inhalt: 
Erweiterung des räumlichen Wirkungskreises (Versor- 
gungsgebietes) des Zweckverbandes zur Wasserversor- 
gungderJuragruppezum1.1.2017 . 

Erste Satzung zur Änderung der Verbandssatzung der 
Juragruppe, Zweckverband Wasserversorgung vom 
11.4.2014 
ÜbungderBundeswehr 
Neuerlass einer Verbandssatzung des Zweckverbandes 
zur Wasserversorgung der Benkcr Gruppe 
Entschädigungssatzung für den Zweckverband zur Was- 
serversorgungderBenkerGruppe 
Haushaltssatzung des Schulverbandes Mistelgau- 
Glashütten, Landkreis Bayreuth, für das Haushaltsjahr 
2017 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes zur Förderung 
des Wintersport-Leistungszcntrums nordischer Diszipli- 

_ 

nen im Fichtelgebirge für das Haushaltsjahr 20l 7
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Diese Satzung tritt am 1.1.201 7 in Kraft. 
Pegnitz, 10. Juli 201 7 
J uragruppe, 
Zweckverband Wasserversorgung 

Thümmler 
Vorsitzender 

Übung der Bundeswehr 

in der Zeit vom 15.9. - 17.9.2017 findet eine Ubung der Bundeswehr u.a. im Landkreis 
Bayreuth statt. 

Die Bevölkerung wird gebeten, sich von 
den Einrichtungen der übenden Truppe 
fernzuhalten. Auf die Gefahren, die von lie- 
gengebliebenen militärischen Sprengmit- 
teln (Fundmunition u. dgl.) ausgehen kön- - 

nen‚ wird hingewiesen. 

Werden Sprengmittel aufgefunden, ist so- 
fort die nächstgelegene Polizeidienststel- 
le zu verständigen. 

Soweit Manöverschäden geltend gemacht 
werden, wird gebeten, sich an die Ge- 
meindeverwaltung bzw. Geschäftsstelle 

' derVerwaltungsgemeinschaft zu wenden. 

Auskünfte erteilen auch das Finanzamt 
Würzburg - Amt für Verteidigungslasten - 

und die Wehrbereichsverwaltung VI, De- 
zernat IV A 2, München. 

Bayreuth, 6. September 2017 
Landratsamt 
Frieß 
Ltd. Verwaltungsdirektor 

Neuerlass einer Verbandssatzung des 
Zweckverbandes zur Wasserversorgung 
der BenkerGruppe ' 

Die Verbandsversammlung des Zweck- 
verbandes zur Wasserversorgung der 
Benker Gruppe hat am 25.7.2017 eine 
neue Verbandssatzung beschlossen. 

Die Satzung wurde mit Schreiben des 
Landratsamtes Bayreuth vom 28.8.2017 
gem. Art. 20 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit - 

KommZG- (BayRS 2020-6-1-I) rechtsauf- 
sichtlich genehmigt. 

Die Satzung wird nachstehend gem. Art. 
24 Abs. 1 KommZG bekannt gemacht. 
Bayreuth, 6. September 201 7 
Landratsamt 
Iü-ieß 
Ltd. Verwaltungsdirektor 
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Die Stadt Bad Berneck i. Fichtelgebirge, 
die Gemeinde Bindlach und die Stadt 
Goldkronach bilden gemäß Art. 17 Abs. 1 
des Gesetzes über die kommunale Zusam- 
menarbeit (KommZG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20.6.1994 (GVBl S. 
555, ber. 1995 S. 98), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 22.12.2015 (GVBl S. 
458) einen Zweckverband mit folgender 

Verbandssatzung 

5 1 
Rechtsstellung 

(1) Der Zweckverband führt den Namen 
"Zweckverband zur Wasserversor- 
gung der Benker Gruppe". Er ist eine 
Körperschaft des öffentlichenReehts. 

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in 
Bindlach. 

52 
Verbandsmitglieder 

Verbandsmitglieder sind die Stadt Bad 
Berneck i. Fichtelgebirge, die Gemeinde 
Bindlach und die Stadt Goldkronach. 

53 
Räumlicher Wirkungskreis 

_ 

Der räumliche Wirkungskreis des Zweck- 
verbandes umfasst das Gebiet der Ge- 
meindeteile Goldmühl, Mainleithen und 
Neudorf der Stadt Bad Berneck i. Fichtel- 
gebirge, der Gemeindeteile Dressendorf, 
Kottersreuth, Leisau und Sand der Stadt 
Goldkronach und der Gemeindeteile 
Benk, Deps, Friedrichshof, Katzeneichen 
und Schrot (Hermannsthal) der Gemein- 
de Bindlach. 

ä 4 
Aufgaben und Befugnisse 

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, 
in dem in ä 3 genannten räumlichen 
Wirkungskreis eine Wasserversor- 
gungsanlage zu errichten, zu betrei- 
ben, zu unterhalten und im Bedarfs- 
fall zu erweitern. 

(2) Der Zweckverband erfüllt seine Auf- 
gaben ohne Gewinnabsicht. Er dient 
ausschließlich und unmittelbar ge- 
meinnützigen Zwecken im Sinne des 
Steuerrechts/der Abgabenordnung. 
Falls einzelne Einrichtungen Gewinn 
abwerfen, ist dieser den gemeinnützi- 
gen Zwecken des Verbandes zuzufüh- 
ren. 

(3) Die Rechte und Pflichten der Ver- 
bandsmitglieder aus dem Aufgaben- 
bereich des Zweckverbandes und die 
dazu notwendigen Befugnisse ein- 
schließlich der Satzungsgewalt gehen 
auf den Zweckverband über. 

ä 5 Verbandsorgane 

Organe des Zweckverbandes sind 

1. die Verbandsversammlung 

2. die/derVerbandsvorsitzende. 

ä 6 
Zusammensetzung 

der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht 
aus der/dem< Verbandsvorsitzenden 
und den übrigen Verbandsräten. Die 
Zahl der Verbandsräte, die ein Ver- 
bandsmitglied in die Verbandssamm- 
lung entsendet, richtet sich nach der 
Einwohnerzahl seines Teilbereichs im 
Verbandsgebiet‚ wobei sich_ je ange- 
fangene 90 Einwohner das Recht 
ergibt, einen Verbandsrat in die Ver- 
bandsversammlung zu entsenden. 
Die Berechnung wird jeweils am Ende 
des den Gemeindewahlen vorausge- 
henden Jahres vorgenommen. Ein- 
wohner, die. in nicht ansehließbaren 
Gebäuden wohnen, bleiben bei der 
Berechnung unberücksichtigt; wel- 
che Gebäude nieht ansehließbar sind, 

. entscheidet die Verbandsversamm- 
lung. 

(2) J ederVerbandsrat hat eine Stimme. 

(3 s4 Die Verbandsmitglieder werden in der 
Verbandsversammlung durch ihren 
gesetzlichen Vertreter und die von 
ihrem Vertretungsorgan bestellten 
weiteren Verbandsräten vertreten. 

(4) Jeder Verbandsrat hat einen Stellver- 
treter für den Fall seiner Verhinde- 
rung. Die Verbandsräte kraft Amtes 
werden durch ihre Stellvertreter 

- vertreten, für die weiteren Verbands- 
räte ist jeweils ein Stellvertreter zu 
bestellen. Mit Zustimmung des, ge- 
setzlichen Vertreters und seines Stell- 
vertreters kann eine Gemeinde auch 
andere Personen als ihre Vertreter 
bestellen. Verbandsräte können nicht 
Stellvertreter sein. Die Verbandsräte 
und ihre Stellvertreter sind von den 
Verbandsmitgliedern dem Verbands- 
vorsitzenden, ist ein solcher noch 
nicht gewählt, der Aufsichtsbehörde 
schriftlich zu benennen. Bedienstete 
des Zweckverbandes können nicht 
Mitglieder der Verbandsversamm- 
lungsein. - 

(5) Für Verbandsräte, die kraft ihres 
Amtes der Verbandsversammlung 
angehören, endet das Amt des Ver- 
bandsrates mit dem Ende ihres kom- 
munalen Wahlamtes; entsprechendes 
gilt für ihre Stellvertreter. Die ande- 
ren Verbandsräte und ihre Stellver- 
treter werden durch Beschluss der 
Vertretungsorgane der Verbandsmit- 
glieder bestellt und zwar für die Dauer 
der Wahlzeit der Vertretungsorgane,



(1) 

(2) 

(3) 

wenn Mitglieder dieser Organe be- 
stellt werden, andernfalls für sechs 
Jahre. Die Bestellung nach Satz 2 
kann durch Beschluss der Vertre- 
tungsorgane aus wichtigem Grund 
widerrufen werden; sie ist zu widerru- 
fen, wenn ein Verbandsrat, der dem 
Vertretungsorgan eines Verbandsmit- 
glieds angehört, vorzeitig aus dem 
Wahlamt oder der Vertretungskörper- 
schaft ausscheidet. Die Verbandsräte 
und ihre Stellvertreter üben ihr Amt 
bis. zum Amtsantritt der neuen Ver- 
bandsräte weiter aus. 

ä 7 
Einberufung 

der Verbandsversammlung 

Die Verbandsversammlung tritt auf 
schriftliche Einladung der/des Ver- 
bandsvorsitzenden zusammen. Die 
Einladung muss Tagungszeit und -ort 
und die Beratungsgegenstände ange- 
ben und den Verbandsräten spätes- 
tens eine Woche vor der Sitzung zuge- 
hen. In dringenden Fällen kann 
die/der Verbandsvorsitzende die Frist 
bis auf vierundzwanzig Stunden 
abkürzen. 

Die Verbandsversammlung ist jähr- 
lich mindestens zweimal einzuberu- 
fen. Sie muss außerdem einberufen 
werden, wenn es ein Drittel der Ver- 
bandsräte, das zuständige Wasser- 
wirtschaftsamt, oder die Aufsichtsbe- 
hörde unterAngabe der Beratungsge- 
genstände beantragt. 

Die Aufsichtsbehörde und die für die 
Beratungsgegenstände jeweils zu- 
ständigen Fachbehörden sind zu den 
Sitzungen zu laden. Abs. 1 Satz 2 und 
3 gelten entsprechend. 

58 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

(1) 

(2) 

(1) 

Die/Der Verbandsvorsitzende bereitet 
die Beratungsgegenstände der Ver- 
bandsversammlung vor. Sie/Er leitet 
die Sitzung und handhabt die Ord- 
nun g während der Sitzung. 

Die Vertreter der Aufsichtsbehörde 
und derjeweiligen Fachbehörden, der 
Geschäftsleiter, der Kämmerer und 
der Kassenverwalter haben das 
Recht, an den Sitzungen beratend 
teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen 
das Wort zu erteilen. Die Verbandsver- 
Sammlung kann auch andere Perso- 
nenhören. 

ä 9 
Beschlüsse und Wahlen 

in der Verbandsversammlung 

Die Verbandsversammlung ist be- 
schlussfähig, wenn sämtliche Ver- 

(2) 

(3) 

(4g 

(5) 

bandsräte ordnungsgemäß geladen 
sind und die Mehrheit der Verbands- 
räte anwesend und stimmberechtigt 
ist. Über andere als in der Einladung 
angegebene Beratungsgegenstände 
darf nur dann Beschluss gefasst wer- 
den, wenn alle Verbandsräte erschie- 
nen und mit einer Beschlussfassung 
einverstandensind. 

Wird die Verbandsversammlung 
wegen Beschlussunfähigkeit, die 
nicht auf der persönlichen Beteili- 
gung der Mehrheit der Verbandsräte 
beruht, innerhalb von vier Wochen 
zum zweiten Mal zur Verhandlung 
über denselben Gegenstand einberu- 
fen, so ist sie ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Erschienenen beschlussfä- 
hig; auf diese Folge ist in der zweiten 
Ladung ausdrücklich hinzuweisen. 

Soweit das Gesetz über die kommuna- 
le Zusammenarbeit oder diese Ver- 
bandssatzung nicht etwas anderes 
vurschreibt, werden die Beschlüsse 
der Verbandsversammlung mit einfa- 
cher Mehrheit der Abstimmenden 
gefasst; es wird offen abgestimmt. Bei 
Stimmengleichheit ist der‘ Antrag 
abgelehnt. Kein Verbandsrat darfsich 
der Stimme enthalten; enthält sich ein 
Verbandsrat trotzdem der Stimme, so 
zählt er nicht zu den Abstimmenden. 

Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 
entsprechend; die Vorschriften über 
die persönliche Beteiligung finden 
keine Anwendung. Es wird geheim 
abgestimmt. Gewählt ist, wer mehr als 
die Hälfte der gültigen Stimmen er- 
hält. Wird die Mehrheit im ersten 
Wahlgang nicht erreicht. so findet 
Stichwahl unter den beiden Bewer- 
bern mit den höchsten Stimmenzah- 
len statt. Bei Stimmengleichheit in 
der Stichwahl entscheidet das Los. 
Haben im ersten Wahlgang drei oder 
mehr Bewerber die gleiche Anzahl 
von Stimmen erhalten, so entscheidet 
das Los, welche Bewerber in die 
Stichwahl kommen. Hat ein Bewer- 
ber die höchste, zwei oder mehrere 
Bewerber die gleiche oder nächsthö- 
here Stimmenzahl erhalten, so ent- 
scheidet das Los, wer von diesen in die 
Stichwahl mit dem Bewerber mit der 
höchsten Stimmenzahl kommt. 

Die Beschlüsse und Wahlergebnisse 
sind unter Angabe von Tag und Ort 
der Sitzung, der Namen der anwesen- 
den Verbandsräte und der vertrete- 
nen Stimmen, der behandelten Ge- 
genstände und der Abstimmungser- 
gebnisse (Stimmenverhältnis) in ein 
Beschlussbuch einzutragen und von 
dem Verbandsvorsitzenden und dem 
Schriftführer zu unterzeichnen. Als 
Schriftführer kann eine Dienstkraft 
des Zweckverbandes oder eines Ver- 
bandsmitgliedes, soweit dieses zu- 
stimmt‚ zugezogen werden. Ver- 
bandsräte, die einem Beschluss nicht 

(1 g 

(2) 

(3) 

zugestimmt haben, können bis zum 
Schluss der Sitzung verlangen, dass 
dies in der Niederschrift vermerkt 
wird Abschriften der Niederschrift 
sind unverzüglich den Verbandsmit- 
gliedern und der Aufsichtsbehörde zu 
übermitteln. 

ä 10 
Zuständigkeit 

der Verbandsversammlung 

Die Aufgaben des Zweckverbandes 
werden von der Verbandsversamm- 
lung wahrgenommen, soweit- nicht 
nach dem Gesetz, dieser Verbandssat- 
zung oder besonderen Beschlüssen 
der Verbandsversammlung der/die 
Verbandsvorsitzende, der Verbands- 
ausschuss‚ ein anderer beschließen- 
der Ausschuss oder der Geschäftslei- 
terselbstständig entscheidet. 

Die Verbandsversammlung ist aus- 
schließlich zuständig für: 

1. die Wahl des/der Verbandsvorsit- 
zenden und des/der Stellvertre- 
ter(s)/in, 

2. dieBeschlussfassungüber 

a) die Errichtung und die wesentli- 
che Erweiterung der den Ver- 
bandsaufgaben dienenden 
Einrichtungen; 

b) den Erlass, die Änderung oder 
die Aufhebung von Satzungen 
und Verordnungen (ä 4 Abs. 3 

die Haushaltssatzung und die 
Nachtragshaushaltssatzungen, 
über Einwendungen gegen die 
Haushaltssatzung und die Nach- 
"tragshaushaltssatzungen, sowie 
über die Aufnahme von zusätzli- 
chen Krediten während der 
vorläufigenHaushaltsführung;

C x1 

d) den Finanzplan; 

e) die Feststellung der Jahresrech- 
nung und die Entlastung; 

f) den Erlass, die Änderung oder 
die Aufhebung der Geschäfts- 
ordnung für die Verbandsver- 
Sammlung; 

g) den Erlass, die Änderung oder 
die Aufhebung der Betriebsord- 
nung; 

h) die Änderung der Verbandssat- 
zung und, im Falle der Auflö- 
sung des Zweckverbandes 
durch Austritt oder außeror- 
dentliche Kündigung (Art. 46 
Abs. 2 KommZG), die Bestel- 
lung von Abwicklern. 

Die Verbandsversammlung be-
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schließt ferner über die anderen ihr 
im Gesetz über die kommunale Zu- 
sammenarbeit zugewiesenen Gegen- 
stände. Sie ist insbesondere zuständig 
für die Beschlussfassung über 

1. den Erwerb, die Belastung und die 
Veräußerung von Grundstücken; 

2. den Abschluss von Rechtsgeschäf- 
ten aller Art, die für den Zweckver- 
band Verpflichtungen in Höhe von 
mehr als 3.000,00 € mit sich brin- 
S611; 

3. den Gesamtplan der in einem oder‘ 
mehreren Haushaltsjahren durch- 
zuführenden Unterhaltungsarbei- 
ten. 

Die Verbandsversammlung kann die 
Zuständigkeiten nach Abs. 3 allge- 
mein oder für den Einzelfall auf be- 
schließende Ausschüsse übertragen. 
Sie kann diese Übertragung jederzeit 
für die Zukunft widerrufen. 

. ä 11 
Rechtsstellung der Verbandsräte 

Die Verbandsräte sind ehrenamtlich 
tätig.

' 

Die Entschädigungen für die/den 
Vorsitzendem), sowie die Verbandsrä- 
te werden in einer separaten Entschä- 
digungssatzung festgesetzt. 

ä 12 
Verbandsvorsitz

j 

Wahl des Verbandsvorsitzenden 

Der/Die Verbandsvorsitzende und 
sein(e)/ihr(e) Stellvertreter(in) wer- 
den von der Verbandsversammlung 
(aus ihrer Mitte) für die Dauer von 6 
Jahren, sind sie als Inhaber eines 
kommunalen Wahlamtes Mitglied der 
Verbandsversammlung, auf die Dauer 
dieses Amtes gewählt. Der/Die Ver- 
bandsvorsitzende soll der gesetzliche 
Vertreter eines Verbandsmitgliedes 
sein. Er/Sie übt sein/ihr Amt nach 
Ablauf der Zeit für die sie gewählt sind 
bis zum Amtsantritt des/der neuge- 
wählten Verbandsvorsitzen_den weiter 
aus. 

ä 13 
Zuständigkeit 

des/der Verbandsvorsitzenden 

Der/Die Verbandsvorsitzende vertritt 
den Zweckverband nach außen. 

Der/Die Verbandsvorsitzende voll- 
zieht die Beschlüsse der Verbandsver- 
sammlung und erledigt in eigener 
Zuständigkeit alle Angelegenheiten, 
die nach der Gemeindeordnung kraft 
Gesetzes dem ersten Bürgermeister 
zukommen. Er/Sie erfüllt die ihm 
gesetzlich zugewiesenen weiteren 
Aufgaben. Er/Sie nimmt ferner die 

(3) 

(4g 

' 

(5) 

(1) 

(1) 

' 

<2) 

(1) 

(2) 

Aufgaben wahr, die in gemeindlichen 
Eigenbetrieben von der Werkleitung 
erfüllt werden. 

Durch besonderen Beschluss der 
Verbandsversammlung können 
dem/derVerbandsvorsitzenden weite- 
re Angelegenheiten zur selbstständi- 
gen Erledigung zugewiesen werden. 

Der/Die Verbandsvorsitzende kann 
einzelne seiner/ihrer Befugnisse 
seinem/seiner/lihrem/ihrer Stellver- 
treter/Stellvertreterin und laufende 
Verwaltungsangelegenheiten Dienst- 
kräften des Zweckverbandes oder mit 
Zustimmung eines Verbandsmitglie- 
des dessen Dienstkräften übertragen. 

Erklärungen, durch die der Zweck- 
verband verpflichtet werden soll, 
bedürfen der Schriftform. Das gilt 
nicht bei Geschäften, die für den 
Zweckverband einmalige Verpflich- 
tungen von nicht mehr als 1 .000,- € mit 
sichbringen. 

ä 14 
Verbandswirtschaft 

Für die Verbandswirtschaft gelten die 
Vorschriften für Gemeinden entspre- 
chend, soweit sich nicht aus dem 
Gesetz über die kommunale Zusam- 
menarbeit etwas anderes ergibt. 

ä 15 

. 

Haushaltssatzung 

Der Entwurf der Haushaltssatzung ist 
den Verbandsmitgliedern mit der 
Sitzungsladung vor der Beschlussfas- 
sung der Verbandsversammlung zu 
übermitteln. 

Die Haushaltssatzung ist spätestens 
einen Monat vor Beginn des Rech- 
nungsjahres zu beschließen und mit 
ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde 
vorzulegen. Rechnungs- und Haus- 
haltsj ahr ist das Kalenderjahr. 

5 16 
Deckung des Finanzbedarfs 

Umlegungsschlüssel 

Der Zweckverband erhebt von den 
Anschlussnehmern in seinem Wir- 
kungsbereich Gebühren und Beiträge 
nach den Vorschriften des Kommu- 
nalabgabenrechts. 

Der durch Beiträge, Gebühren und 
sonstige Einnahmen nicht gedeckte 
Finanzbedarf wird auf die Verbands- 
mitglieder umgelegt; für den Finanz- 
bedarf bei der Errichtung, Erweite- 
rung und Erneuerung der Wasserver- 
sorgungsanlage ‚wird eine Investi- 
tionsumlage‚ für den laufenden Fi- 
nanzbedarf eine Betriebskostenumla- 
ge erhoben. Umlegungsschlüssel ist 
die in ä 6 Abs. 1 zugrunde gelegte 
Einwohnerzahl. 

517 
Festsetzung und Zahlung der Umlagen 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

' (5) 

Die Investitionsumlage und die Be- 
triebskostenumlage werden in der 
Haushaltssatzung für jedes Haus- 
haltsjahr neu festgesetzt. Sie können 
nur während des Haushaltsjahres 
durch eine Nachtragshaushaltssat- 
zung geändert werden. 

Bei der Festsetzung der Umlagen sind 
anzugeben: 
1. Die Höhe des durch’ Zuschüsse, 

Kredite und sonstige Einnahmen 
nicht gedeckten jeweiligen Finanz- 
bedarfs (Umlagesoll); 

2. Die auf die einzelnen Verbandsmit- 
glieder entfallende Einwohnerzahl 
(Bemessungsgrundlage); 

3. Der jeweilige Umlagebetrag je, 
Einwohner (Umlagesatz); 

4. Die Höhe des jeweiligen Umlage- 
betrages für jedes Verbandsmit- 
glied. 

Die Umlagebeträge sind den einzel- 
nen Verbandsmitgliedern durch 
schriftlichen Bescheid mitzuteilen 
(Umlagebescheid). Aus dem Bescheid 
muss hervorgehen, wie der Umlage- 
betrag berechnet wurde.

j 

Die Umlagen werden mit einem Vier- 
tel ihrer Jahresbeträge am 10. jedes 
dritten Quartalmonats fällig. Werden 
sie nicht rechtzeitig entrichtet, so 
können von den säumigen Verbands- 
mitgliedern Verzugszinsen bis zu ein 
v. H. für den Monat gefordert werden. 

Sind die Umlagen bei Beginn. des 
Haushaltsjahres noch nicht festge- 
setzt, so kann der Zweckverband bis 
zur Festsetzung vorläufige vierteljähr- 
liche Teilbeträge in Höhe der im abge- 
laufenen Haushaltsjahr zuletzt erho- 
benen Teilbeträge. erheben. Nach 
Festsetzung der Umlagen für das 
laufende Haushaltsjahr ist über die 
vorläufigen Zahlungen zum nächsten 
Fälligkeitszeitpunkt abzurechnen. 

(j 18 
Kassenverwaltung 

Die Verwaltungs- und Kassengeschäfte 
werden von der Verwaltung der Gemein- 
de Bindlach geführt, soweit keine Ge- 
schäftsstelle unterhalten und kein(e) 
Kassenverwalter(in) bestellt wird. 

(1) 

(2) 

ä 19 
Örtliche Rechnungsprüfung 

Die Prüfung der Jahresrechnung 
obliegt dem Rechnungsprüfungsaus- 
schuss. 

Der/Die Verbandsvorsitzende legt die 
Jahresrechnung der Verbandsver- 
sammlung innerhalb von 4 Monaten



(3) 

(4) 

(5) 

(6 \./ 

(1) 

(2) 

(1) 

(1) 

nach Abschluss des Haushaltsjahres 
vor. 

Die Jahresrechnung soll von der 
Verbandsversammlung oder von 
einem Prüfungsausschuss binnen 12 
Monaten örtlich geprüft werden. Der 
Prüfungsausschuss ist aus der Mitte 
der Verbandsversammlung zu bilden. 
Er besteht aus drei Verbandsräten. 

Nach der örtlichen Prüfung wird die 
Jahresrechnung von der Verbands- 
versammlung festgestellt. 

Nach der Feststellung der Jahresrech- 
nung veranlasst der/die Verbandsvor- 
sitzende die überörtliche Rechnungs- 
prüfung. Überörtliches Prüfungsar- 
gan ist der Bayerische Kommunale 
Prüfungsverband. 

Aufgrund des Ergebnisses der über- 
örtlichen Rechnungsprüfung ent- 
scheidet die Verbandsversammlung 
endgültig über die Entlastung. 

ä 20 . 

Änderung der Verbandssatzung; 
Auseinandersetzung 

Eine Änderung der Verbandssatzung 
bedarf einer Mehrheit von zwei Drit- 
teln der satzungsgemäßen Stimmen- 
zahl in der Verbandsversammlung. 

Scheidet ein Verbandsmitglied aus 
dem Zweckverband aus, ohne dass 
dadurch der Zweckverband aufgelöst 
wird, so wird es mit dem Betrag abge- 
funden, den es bei der Auflösung 
erhalten würde, wenn der Zweckver- 
band zum Zeitpunkt seines Ausschei- 
dens aufgelöst würde. Es hat das 
Recht, die auf seinem Gebiet gelege- 
nen Gegenstände des Anlagevermö- 
gens unter Anrechnung auf seinen 
Abfindungsanspruch zum geschätz- 
ten Zeitwert zu übernehmen. Der 
Abfindungsanspruch wird 3 Jahre 
nach dem Ausscheiden, spätestens im 
Falle der Auflösung des Zweckverban- 
des, fällig. Die Beteiligten können für 
die Berechnung und Fälligkeit des 
Abfmdungsanspruchs eine abwei- 
chende Regelung vereinbaren. 

ä 21 
Auflösung 

Die Auflösung des Zweckverbandes 
bedarf einer Mehrheit von zwei Drit- 
teln der satzungsmäßigen Stimmen- 
zahl in der Verbandsversammlung 
und der Genehmigung der Aufsichts- 
behörde. Die Auflösung ist wie diese 
Verbandssatzung bekanntzumachen. 

ä 22 
Abwicklung 

Findet eine Abwicklung statt, so ha- 
ben die beteiligten Gemeinden das 
Recht, die auf ihrem Gebiet gelegenen 

Gegenstände des Anlagevermögens 
zum geschätzten Zeitwert zu überneh- 
men. Im Übrigen ist das Vermögen 
nach Befriedigung der Gläubiger an 
die Verbandsmitglieder unter Anrech- 
nung der übernommenen Gegenstän- 
de nach dem Verhältnis der von ihnen 
insgesamt entrichteten Investitions- 
umlagebeträge zu verteilen. Soweit 
das Vermögen die entrichteten Inves- 
titionsumlagebeträge übersteigt, darf 
es nur für steuerbegünstigte Zwecke 
verwendet werden. 

5 23 
Aufsicht; 

Schlichtung von Streitigkeiten 

(1) Aufsichtsbehörde des Zweckverban- 
des ist das Landratsamt Bayreuth. 

(2) Bei Streitigkeiten zwischen dem 
Zweckverband und den Verbandsmit- 
gliedern, wenn sie sich gleichgeordnet 
gegenüberstehen und bei Streitigkei- 
ten der Mitglieder des Zweckverban- 
des untereinander aus dem Verbands- 
verhältnis ist die Aufsichtsbehörde 
zur Schlichtung anzurufen. w 

ä 24 
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1 \./ Die Satzungen und Verordnungen des 
Zweckverbandes werden im Amts- 
blatt der Aufsichtsbehörde bekannt- 
gemacht. Die Verbandsmitglieder 
weisen in der für die Bekanntma- 
chung ihrer Satzungen vorgesehenen 
Form auf diese Bekanntmachung hin. 
Die Satzungen und Verordnungen 
können am Dienstort des Verbands- 
vorsitzenden eingesehen werden. 

Sonstige öffentliche Bekanntmachun- 
gen des Zweckverbandes sind in orts- 
üblicher Weise vorzunehmen. Die 
Aufsichtsbehörde kann eine Veröf- 
fentlichung in ihrem Amtsblatt anord- 
nen. 

(2 s; 

ä 25 
Inkrafttreten 

Diese Verbandssatzung tritt am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Aufsichtsbehörde in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Verbandssatzung vom 15.06.1979 
außerKraft;

l 

Bindlach, 4. September 2017 
Kolb 
Verbandsvorsitzender 

Entschädigungssatzung für den Zweck- 
verband zur Wasserversorgung der 
Benker Gruppe 

Der Zweckverband zur Wasserversor- 
gung der Benker Gruppe hat am 25.7.2017 
eine Entschädigungssatzung erlassen. 

Die Satzung ist genehmigungsfrei. 

Sie wird nachstehend gern. Art. 24 Abs. 1 
des Gesetzes über die kommunale Zusam- 
menarbeit - KommZG - (BayRS 2020-6-1- 
I) bekannt gemacht. 

Bayreuth, 6. September 201 7 
Landratsamt 
F rieß 
Ltd. Verwaltungsdirektor 

Der Zweckverband zur Wasserversor- 
gung der Benker Gruppe erlässt aufgrund 
Art. 30 Abs. 2 des Gesetzes über die Kom- 
munale Zusammenarbeit (KommZG) 
sowie Art. 20 a und Art. 23 der Gemeinde- 
ordnung für den Freistaat Bayern -(G0) 
folgende 

Entschädigungssatzung 

vom 25.7.2017 

5 1 
Entschädigungsbereehtigte 

Der/Die Verbandsvorsitzende und die 
übrigen Mitglieder der Verbandsver- 
sammlung werden für die Teilnahme an 
Sitzungen und für die sonstige mit ihrem 
Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe 
dieser Satzung entschädigt. Entsprechen- 
des gilt für Stellvertreter(innen)‚ sofern 
ein Vertretungsfall vorliegt und für Be- 
dienstete der Gemeinde Bindlach und des 
Zweckverbandes. 

ä 2 
Entschädigung der Verbandsräte 

(1) Die Verbandsräte erhalten für die 
Teilnahme an Sitzungen der Ver- 
bandsversammlung und ihrer Aus- 
schüsse eine Sitzungsgeldpauschale. 
Entsprechendes gilt für Bedienstete 
der Gemeinde Bindlach und des 
Zweckverbandes. ' 

(2) Lohn- und Gehaltsempfänger erhal- 
ten ferner den ihnen nachweislich 
entstandenen Verdienstausfall er- 
setzt; selbständig Tätige erhalten 
stattdessen eine pauschalierte Ver- 
dienstausfallentschädigung je ange- 
fangene Stunde Sitzungsdaue-r in 
Höhe von 15,00 €. Soweit Sitzungen in 
der Zeit nach 19 Uhr oder an Samsta- 
gen, Sonntagen oder gesetzlichen 
Feiertagen stattfinden, wird für selb- 
ständig Tätige keine Verdienstausfall- 
entschädigung gewährt. 

5 3 
Entschädigung 

des/der Verbandsvorsitzenden 

(1) Der/Die Verbandsvorsitzende erhält 
für seine/ihre Tätigkeit eine monatli- 
che Pauschalentschädigung. 

(2) Der/Die Stellvertreter/in erhält eine
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jährliche Pauschalentschädigung. 

(3) Wenn die Grundgehälter der Beamten 
in den Besoldungsgruppen A (Anlage 
3' ‘zum Bayerischen Besoldungsge- 
setz) einheitlich geändert werden, ist 
auch die Entschädigung nach Abs. 1 
mit dem gleichen Prozentsatz anzuhe- 
ben. 

5 4 
Auszahlung der Entschädigung 

Die nach Monatsbeträgen bemessene 
Pauschalentschädigung für den/die Ver- 
bandsvorsitzende(n) ist zeitlich mit den 
Löhnen der Mitarbeiter des Zweckver- 
bandes für den entsprechenden Monat zu 
zahlen. Die Entschädigung für den/die 
Stellvertreter/in wird jährlich zum 1.7. 
überwiesen. Die Entschädigung gemäß 5 
2 Abs. 1 wird im Rahmen der jeweiligen 
Sitzung ausbezahlt. 

ä 5
_ 

Höhe der Entschädigung 

(1) Das Sitzungsgeld für Verbandsräte‚ 
die nicht gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 
KommZG kraft Amtes der Verbands- 
sammlung angehören beträgt 30,-- €. 

(2) Das Sitzungsgeld für die gesetzlichen 
Vertreterbeträgt15‚--€. 

(3) Die Aufwandsentschädigung nach 5 3 
Abs. 1 beträgt zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses 327,59 €. 

(4) Die Aufwandsentschädigung nach 5 3 
Abs. 2 beträgt 180,-- €. 

5 6 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. 

Bindlach‚ 31. Juli 2017 
Kolb 
Verbandsvorsitzender 

Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Mistelgau- 
Glashütten, Landkreis Bayreuth, 

für das Haushaltsjahr 2017 

Auf Grund des Art. 9 des Bayerischen 
Schulfmanzierungsgesetzes (BaySchFG) 
in Verbindung mit Art. 35, 41 des Gesetzes 
über die Kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) sowie der Art. 63 ff. der Ge- 
meindeordung (GO) erlässt der Schulver- 
band Mistelgau-Glashütten folgende 
Haushaltssatzung: 

5 1
' 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit 
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festgesetzt; 

er schließt 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen 
undAusgaben mit 374.300,00€ 

und 

im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen 
und Ausgaben mit 41.000,00 € ab. 

5 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen sind 
nicht vorgesehen. 

53 
Verpflichtungsermächtigungen im Ver- 
mögenshaushalt werden nicht festge- 
setzt. 

5 4 
1. Verwaltungsumlage 

Der durch sonstige Einnahmen nicht 
gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Fi- 
nanzierung von Ausgaben im Verwal- 
tungshaushalt wird für das Haushalts- - 

jahr 2017 auf 251.800,00 € festgesetzt 
und nach der Zahl der Verbandsschü- 
ler auf die Mitglieder des Schulver- 
bandes umgelegt. 

Für die Berechnung der Verwaltungs- 
umlage des Schulverbandes wird die 
maßgebende Schülerzahl nach dem 
Stand vom 1.10.2016 auf 169 Ver- 
bandsschüler festgesetzt. 

Die Verwaltungsumlage wird je Ver- 
bandsschüler auf 1.489,94 € festge- 
setzt. 

2. Investitionsumlage 

Eine Investitionsumlage wird nicht 
festgesetzt. 

5 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur 
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben 
nach dem Haushaltsplan wird auf 
60.000,00€festgesetzt. 

5 6 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. J a- 
nuar 201 7 in Kraft. 

Mistelgau, 13. Juli 201 7 
Schulverband Mistelgau- Glashütten 
Lappe 4 

Schulverbandsvorsitzender 

Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach 
der Veröffentlichung dieser Bekanntma- 
chung an eine Woche, die Haushaltssat- 
zungwährend des ganzen Jahres in der 
Geschäftsstelle der Verwaltungsgemein- 
schaft Mistelgau‚ Bahnhofstraße 35, 95490 
Mistelgau, während der allgemeinen Ge- 
schäftsstunden zur öffentlichen Einsicht- 
nahme auf. 

Haushaltssatzung _ 

des Zweckverbandes zur Förderung 
des Wintersport-Leistungszentrums 
nordischer Disziplinen im Fichtel- 
gebirge für das Haushaltsjahr 2017 

Aufgrund des 5 11 Abs. 2 der Verbandssat- 
zung und der Art. 40 ff. des Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit in Ver- 
bindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeord- 
nung erlässt der Zweckverband folgende 
Haushaltssatzung: 

5 1 
Der beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2017 wird hiermit festge- 
setzt; - 

er schließt 
im Verwaltungshaushalt 
mit 2.850,00€

_ 

und 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen 
und Ausgaben mit 261.000,00 € ab. 

_ 
9 2 

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben 
im Vermögenshaushalt werden nicht auf- 
genommen. 

5 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Ver- 
mögenshaushalt werden nicht festge- 
setzt. 

5 4 
Betriebskostenumlage: 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht 

gedeckte Bedarf des Verwaltungshaus- 
haltes (Betriebskostenumlage) wird 
für das Haushaltsjahr2017 auf 2.850,00 
€ festgesetzt. 

2. Die Umlage wird zu gleichen Teilen auf 
die 3 Gemeinden umgelegt und beträgt ' 

je Gemeinde 950,00 €. 

55 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur 
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben 
nach dem Haushaltsplan wird auf 
250.000‚00v€ festgesetzt. 

56 
Weitere Festsetzungen werden nicht vor-

I 

genommen. 
5 7 

Diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 
201 7 in Kraft. 

Warmensteinach, 3. Juli 2017 
Zweckverband zur Förderung 
des Wintersport-Leistungszentrums 
nordischer Disziplinen ‘ 

im Fichtelgebirge 
Axel Herrmann 
Verbandsvorsitzender 

Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach 
der Veröffentlichung dieser Bekanntma- 
chung an eine Woche, die Haushaltssat- 
zung während der Dauer ihrer Gültigkeit 
im Rathaus, Bahnhofstraße 100, 95485 
Warmensteinach, zur öffentlichen Ein- 
sichtnahme auf.


